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Drudksache Nr. 979 


Der Bundesminister 

für Wirtschaft Bonn, den 15. Mai 1950 

- I AG 346/50 - 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Anfrage Nr. 71 der Fraktion der FDP - Nn 895 
der Drucksachen - 

Auf die Anfrage Nr. 71 der Fraktion der FDP - Nr. 895 der 
Drucksadien - teile idi folgendes mit: 

1 . Die StEG wurde im August 1946 auf Anregung der amerikanischen 
Militärregierung von den Ländern der amerikanischen Besatzungs- 
Zone gegründet. Diese Länder sind die Gesellschafter der StEG. 
Sie werden durch ihre Wirtschafts- und Finanzminister bezw. den 
Senator für Wirtschaft in Bremen vertreten. Die StEG ist kein 
Erwerbsunternehmen, sondern handelt als Treuhänderin nach den 
Weisungen ihrer jeweiligen Auftraggeber. 

Die Gesellschafter haben der StEG eine Reihe von Aufgaben, wie 
z. B. die Entschärfung, Aufarbeitung und Verwertung der ge- 
samten Spreng- und Kampf Stoff -Munition, sowie die Verwertung 
des beweglichen Eigentums der ehemaligen deutschen Wehrmacht, 
soweit es von der amerikanischen Armee als Beutegut für die deut- 
sche Wirtschaft freigegeben wurde, übertragen. Die StEG hat 
ferner im Aufträge des früheren süddeutschen Länderrates 
einige Tausend zerstörte deutsche und amerikanische Flugzeuge 
übernommen, zerlegt, verwertet, den Aluminiumschrott ein- 
schmelzen lassen und die Hälfte des in den Beständen enthaltenen 
Aluminiums auf amerikanische Anweisung in Form von Um- 
schmelzlegierungen kostenlos an die Amerikaner abgeliefert. Sie 
hat ferner Flugmotore und Nachrichtengeräte zerlegt, den in der 
amerikanischen Zone als Überrest des Krieges verstreut herum- 
liegenden Schrott gesammelt und zum Teil exportiert. Das Mu- 
nitions-Programm ist bereits im vergangenen Jahr abgeschlossen 
worden, das Aluminium-Programm wurde in diesen Tagen be- 
endet. Andere Aufgaben laufen noch weiter. 

Bei allen diesen Programmen handelt es sich um Aufträge der Ge- 
sellschafter, die auf die amerikanische Besatzungszone beschränkt 
sind und für die die StEG daher lediglich ihren Gesellschaftern 
verantwortlich ist, die nach amerikanischen Anweisungen auch über 
die daraus erzielten Erlöse verfügen. Daher ist audi die Liqui- 
dation der StEG ausschließlich eine Angelegenheit der Länder der 
amerikanischen Besatzungszone, Die Gesellschafter der StEG sind 
daran interessiert, die StEG zu liquidieren, sobald sie ihre 
Treuhandaufgaben beendet hat, wobei allerdings unter strengster 
Beachtung kaufmännischer Grundsätze vorgegangen werden muß, 
um den Länderparlamenten und der Öffentlichkeit in der US-Zone 
keinen Anlaß zu berechtigter Kritik zu geben. 

Das Ausmaß des ständig betriebenen und bereits erzielten Abbaues 
der StEG-Organisation geht u. a. auch aus der Entwicklung der 
Zahl der Beschäftigten hervor, die sich von über 12 000 Ende 1948 
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auf derzeit 4700 vermindert hat und Ende dieses Jahres unter 2000 
liegen soll. 

Die Anfrage Nr. 71 der FDP kann sich daher nur auf das soge- 
nannte AMERIKA-GESCHÄFT, d, h. die Übernahme und Ver- 
wertung von überschüssigem amerikanischen Heeresmaterial be- 
ziehen. Diese Aufgabe wurde der StEG im Oktober 1947 durdi 
die VfW übertragen. 

2. Die StEG führt die Übernahme und Verwertung der amerikani- 
schen Überschußgüter, bei denen es sich um eine Gesamtmenge von 
rund 600 000 to handelt, als Treuhänderin nach kaufmännischen 
Grundsätzen durch. Der Verkaufswert der US-Waren, die sich 
z. Zt. noch in den Händen der StEG befinden, kann auf etwa 
50 — 55 Millionen DM geschätzt werden. Es handelt sich dabei 
überwiegend um schwerverkäufliches Material, das zum Teil, wie 
z. B. die etwa 30 000 to Nachrichtengeräte, vor dem Verkauf auf- 
gearbeitet werden muß. Bei normaler kaufmännischer Abwicklung 
der noch vorhandenen Bestände an US-Material darf nach grober 
Schätzung damit gerechnet werden, daß der Verkauf im wesent- 
lichen in der zweiten Hälfte des Jahres 1951 abgeschlossen werden 
kann. Eine voreilige oder überstürzte Liquidation der Bestände 
würde zu beträchtlichen Mindererlösen führen. 

3. An die kaufmännische Abwicklung des US-Geschäfts schließen sich 
die budihalterisdien Abschlußarbeiten zur Vorbereitung der end- 
gültigen Rechnungslegung an, für die von den Auftraggebern und 
der amerikanischen Seite eingehende Vorschriften erlassen worden 
sind. Da die StEG über rund eine Milliarde RM/DM-Erlöse ab- 
rechnen muß, wovon fast die Hälfte auf das US-Geschäft entfällt, 
und da bei der Endabrechnung nicht nur die sogenannten zonalen 
Programme vom US-Geschäft streng geschieden, sondern auch 
die einzelnen US-Programme untereinander nach Kosten, Erlösen 
usw. sorgfältig auseinandergehalten werden müssen, dürften diese 
Arbeiten, für die dann nur noch verhältnismäßig wenige Spezial- 
kräfte erforderlich sind, einen Zeitraum von etwa 12 Monaten nach 
dem Abschluß des Verkaufes des gesamten US-Materials be- 
anspruchen. 

In Auswertung des Prüfungsberichtes des Bundes-Rechnungshofes 
sind in Kürze einschneidende Vereinfachungen im Rechnungswesen 
für die Abwicklung des US-Geschäftes zu erwarten, so daß die 
notwendige Rechnungslegung auch noch früher erstellt werden 
dürfte. 

Das Geschäftsgebahren der StEG, die eine Vielzahl schwieriger 
Programme abwickelt, für die es in dieser Form kein Vorbild gibt, 
wird laufend vom Aufsichtsrat und Arbeitsaussdiuß des Aufsichts- 
rats überwacht, sowie durch Revisionen von Treuhandgesellschaf- 
ten, des Bundesrechnungshofes und der Rechnungshöfe der Länder 
der amerikanisdien Besatzungszone kontrolliert. 

Es wird hierbei auch auf die in der Anlage beigefügte Rede des 
Vorsitzenden des Amerika-Ausschusses, Herrn Abgeordneten Dr. 
Pferdmenges, in der 40. Vollversammlung des Wirtschaftsrates 
des Vereinigten Wirtschaftsgebietes am 8. August 1949 über das 
Amerika-Gesdiäft, sowie die Drucksache Nr. 1475 des Wirtschafts- 
rates „Bericht der Verwaltung für Wirtschaft im Aufträge des 
Ausschusses Amerika-Geschäft über den Ablauf des US-Gesdiäftes 
bis 31. Mai 1949“ verwiesen. 


Dr. Erhard 
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Anlage 


Rede des Vorsitzenden des Amerika -Ausschusses Herrn 
Abgeordneten Dr. Pferdmenges, in der 40. Vollver- 
sammlung des Wirtschaftsrates am 8. August 1949 

(Zu Drucksache Nr. 1475)"' 


Meine Damen und Herren! 

Dem Hause ist bekannt, daß der Wirtschaftsrat mit der Unterschrift 
seiner beiden Präsidenten im November 1947 sehr große Übernahme- 
Geschäfte von amerikanischem Heeresgut mit der amerikanischen Mi- 
litärregierung getätigt hat. In der Sitzung vom 29. Oktober 1947 be- 
richtete der damalige Direktor des Verwaltungsamtes für Wirtsdiaft 
dem Wirtschaftsrat, daß die amerikanische Militärregierung dem Ver- 
einigten Wirtschaftsgebiet eine vertragliche Überlassung großer Be- 
stände von übersdiüssigem Heeresgut angeboten habe, und daß ein 
erstes Abkommen bereits getroffen sei. 

Auf Grund weiterer Verhandlungen zwischen der Verwaltung für 
Wirtschaft, dem Wirtschaftsrat und der amerikanischen Militärregie- 
rung wurden dann insgesamt drei Abschlüsse getätigt: 

1. der sogenannte SIM-Abschluß, 

2. der sogenannte BULK-DEAL- Vertrag, 

3. die Verbrief ung über die seit der Kapitulation der deutschen 
Armee getätigten Einzelübernahmen. 

Bei dem SIM-Vertrag handelte es sich um rund 40 000 to in Amerika 
lagernde Textil- und Schuhwaren (bei Textil sollte es sich haupt- 
sächlich um Bekleidungsstücke handeln), die von amerikanischer Seite 
auf einen Wert von rund $ 60 000 000 geschätzt wurden; bei dem 
BULK-DEAL- Vertrag um den geschlossenen Inhalt von 27 großen in 
Deutschland befindlichen Heereslagern der amerikanischen Armee und 
aus 42 Teillägern mit gewaltigen Mengen von Heeresgut aller Art. Für 
dieses BULK-DEAL-Geschäft wurden zunächst rund $ 187 000 000 
Belastungspreis genannt “ 21 Vo des amerikanischen Einkaufspreises 
von $ 875 000 000; dann wurden aber aus den Beständen, die zur 
Übergabe vorgesehen waren, erhebliche Mengen herausgenommen und 
anderweitig verfügt, so daß von den ursprünglichen 800 000 to Ware 
nur noch 450 000 to übrig blieben — also 350 000 to weniger, als zu- 
nächst vorgesehen war. Der Belastungsbetrag wurde demzufolge auf 
rund $ 90 000 000 herabgesetzt, dem inzwisdien noch einige Korrek- 
turen gefolgt sind, so daß heute rund $ 75 000 000 noch belastet sind. 

Diese Menge an Heeresgut setzte sich gewichtsmäßig zusammen mit 
über der Hälfte aus Kraftfahrzeugen und Ersatzteilen, 10% Nach- 
richtengerätmaterial, 10 % Textilien, 20 % Werkzeuge und Werk- 
zeugmaschinen. 


Eine besdiränkte Anzahl der Drucksache Nr. 1475 des ‘Wirtsdiaftsrares steht 
bei der Drucksadien -Ausgabestelle im Hause zur Verfügung. 
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Bei den Einzelgeschäft en handelt es sidi um Warenüber- 
gaben aus der Zeit von der Kapitulation an bis zum 31. Januar 1948, 
die ohne jeden Vertrag erfolgt sind an tausende von Einzelstellen, Ge- 
meinden, Landräte, Krankenhäuser, DP-Lager usw., die sidi im ein- 
zelnen nicht mehr nachprüfen lassen, über die uns aber inzwischen 
Quittungen beigebracht worden sind, und noch weiter beigebracht 
werden, die die Höhe der Belastung unterbauen sollen. Die Prüfung 
dieser tausenden von Quittungen ist noch nicht abgeschlossen. Die Dol- 
larbelastung hierfür beträgt rund $ 51 000 000. Diese Ware aus Einzel- 
übergaben, die uns mit den vorgenannten rund $ 51 000 000 belastet 
sind, hätten uns nach Aussage der Amerikaner weitere $ 145 000 000 
gekostet, wenn wir nicht zur gleichen Zeit den BULK-DEAL- Vertrag 
abgeschlossen und damit ereicht hätten, daß uns auch für diese Einzel- 
übernahmen 21 Vo des amerikanischen Einstandspreises und nicht der 
volle Preis belastet wurde. 

Diese Riesenmengen von Waren aus den zwei erstgenannten Ab- 
schlüssen sind nun zum großen Teil verkauft worden; namentlich die 
für den Gebrauch der Bevölkerung brauchbaren Gegenstände wurden 
beschleunigt abgesetzt. Vorhanden sind noch neben sehr teuren Nach- 
ricUtengeräten, Eisenwaren und Chemikalien, im besonderen aber 
große Mengen an Fahrzeugen und Militärgeräten aller Art, für die 
heute bei dem Zustand dieser Waren nur sehr schwer Käufer zu finden 
sind. Die Gesamtbelastung für alle drei Kategorien, die zwar auch 
heute noch keineswegs feststeht, dürfte sich nach dem heutigen Stand 
um 650 000 000 Mark bis 700 000 000 Mark bewegen. Diesen Ein- 
kaufspreisen stehen bisher brutto 375 000 000 Mark an Erlösen gegen- 
über, sowie an Steuereinnahmen 40 000 000 Mark, zusammen rund 
415 000 000 Mark. Von diesen Bruttoeinnahmen sind abzuziehen rund 
100 000 000 Mark an bisher auf gelaufenen Kosten. In diesen Kosten 
sind enthalten die Umfärbungs- und Umarbeitungsverträge mit einer 
großen Anzahl deutscher Firmen. Wie hoch der endgültige Erlös der 
StEG nach Verwertung der heute noch vorhandenen großen Menge an 
Waren sein wird, und wieviel von diesem Erlös durch die zwar jetzt 
schnell fallenden, aber doch noch relativ erheblichen Unkosten der 
StEG aufgezehrt wird, läßt sich heute auch nicht annähernd ermitteln. 
Jedenfalls steht fest, daß das Gesamtgeschäft geldlich gesehen ein 
erhebliches Verlustgeschäft ist. 

Wie ist nun dieser Verlust möglich gewesen? Wir und auch die ame- 
rikanische Seite hatten bei Tätigung der Verträge zweifellos den Ein- 
druck, daß es sich für Deutschland um ein günstiges Geschäft handeln 
dürfte. Wir waren damals außerordentlich warenhungrig — es fehlte 
uns an allen Ecken und Enden — besonders Textilien und Schuhwaren 
wurden dringendst benötigt. Auch glaubten wir, der damals starken 
Nachfrage aller Art durch den Kauf der Fahrzeuge ent ge genkommen 
zu können und zu sollen, obschon uns diese Übernahme von vornherein 
am wenigsten sympathisch war. Auch die amerikanische Seite glaubte, 
daß dieser Verkauf ein günstiges Geschäft für Deutschland sein würde. 
Und auch die ganze deutsche Öffentlichkeit — der Handel, die 
Gewerkschaften, die Verbände usw. — nahm regsten Anteil an den 
Abschlüssen und verlangte sehr laut und sehr nachdrücklich, daß diese 
— wie es damals hieß — billige Ware auch billig an die Konsumenten 
abgegeben würde. Die Verwaltung für Wirtsdiaft und mit ihr der 
Amerika- Ausschuß blieben bestrebt, die Verkaufspreise in einer ver- 
tretbaren Höhe zu halten, um nicht die Steuerzahler mit zu hohen 
Verlusten zu belasten; sie waren dabei auf Schätzungen angewiesen, 
denn der tatsächliche, ihnen von den Amerikanern zu belastende Preis 
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Stand keineswegs f^st. Auch hatten sie bei ihren Preisfestsetzungen 
einen schweren Stand gegenüber der öffentlichen Meinung, die diese 
Heeresgüter als ein quasi-Geschenk der Amerikaner betrachtete, und 
sich dabei auf Äußerungen berief, die diesen Abschluß tatsächlich 
als eine Art Geschenk, zum mindesten aber als ein glänzendes Ge- 
schäft für das deutsche Volk bezeichnet hatten. So kam es, daß 
in dieser Atmosphäre die aus Amerika stammenden Textilien des SIM- 
Abschlusses zu Preisen, die schätzungsweise 20 000 000 bis 30 000 000 
Mark unter den erzielbaren lagen, abgegeben wurden. 

Wenn nun auch diese Textilien, die zunächst, und zwar bis zur 
Währungsreform, zu niedrigen Preisen abgegeben wurden, einen 
Mindererlös erbracht haben, so sind doch diese teilweise zu billig an- 
gesetzten Preise in keiner Weise die Ursache für dieGröße des Verlust- 
geschäftes. Die Größe des Verlustgeschäftes ist dadurch entstanden, 
daß zum ersten die Belastung für die SIM- Waren mit rund | 1680 pro 
long-ton, die uns erst lange nach Geschäftsabschluß bekanntgegeben 
wurde, unseres Erachtens viel zu hoch war für das, was wirklich an 
Werten geliefert wurde. Auch bei Ansatz höchster Verkaufspreise hätte 
die übergebene Ware im Durchschnitt nicht mehr als rund 800 bis 900 | 
pro long-ton (und nicht $ 1680 pro long-ton) im Einkauf kosten dür- 
fen. Ein weiterer Grund für die Höhe des Verlustgeschäftes war, daß 
die im BULK-DEAL- Vertrag gelieferte Ware, soweit es sich um Tex- 
tilien handelte, durch die jahrelange Lagerung im Freien sehr erheblich 
gelitten hatte und teilweise verfault war, ehe die Deutschen über die 
Lager verfügen konnten. Den größten Verlust aber brachten die Fahr- 
zeuge, über deren Zustand wir uns vertragsgemäß erst lange nach dem 
Abschluß versichern konnten; sie stellten zum größten Teil tatsächlich 
nur unzählige Wracks dar. Gegen diese sehr erheblichen Verluste 
schlugen einige Artikel, wie Werkzeuge und Werkzeugmaschinen, die 
zu guten Preisen verkauft werden konnten, nicht zu Buch, da sie wert- 
mäßig aufs Ganze gesehen einen zu geringen Bruchteil darstellten. 

Ich sage das alles hier nicht, um anzuklagen. Wir, die deutsche Seite, 
und die amerikanischen Herren, die mit uns verhandelt und abgeschlos- 
sen haben, waren bei Abschluß des Geschäftes gleichermaßen davon 
überzeugt, daß die Überlassung der Heeresgüter an Deutschland da- 
mals nicht nur ein vertretbares, sondern ein — wenn man alle Faktoren 
berücksichtigte — durchaus günstiges Geschäft für die deutsche Seite 
sein würde. 

Wir, und ich glaube auch die amerikanische Seite, sind über den 
Ausgang des Gesdiäftes recht enttäuscht, wenigstens, was die geldliche 
Seite der Angelegenheit anbelangt. Wenn man berücksichtigt, daß alle 
Beteiligten bei diesem Riesengeschäft unter großem Zeitdruck und 
unter der Notwendigkeit 5tändiger Improvisation standen, muß man 
sagen, daß sie alles in allem gesehen, eine anerkennenswerte Leistung 
vollbracht haben. 

Aber das ganze Geschäft mußte ein Verlust- 
geschäftwerden, weil die uns ausgehändigte 
Ware in dem Zustand, in dem sie uns tatsächlich 
übergeben wurde, nicht annähernd den Wert 
darstellte, den die Amerikaner und wir ihr beim 
Abschluß der Verträge beigelegt hatten. 

Unbeschadet der Anerkennung unserer vertraglichen Verpflichtun- 
gen richten wir von dieser Stelle aus eine Bitte an die amerikanische 
Militärregierung : 

Revidieren Sie die Belastung; sie ist zu hoch! 
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Beim Abschluß der Verträge konnte man auf amerikanischer Seite 
nicht übersehen, was uns endgültig geliefert werden würde; auf 
unserer Seite war — wie die vertraglidien Bedingungen, an die wir uns 
zu halten hatten, nun einmal lauteten — alles eine reine Vertrauens- 
Sache. Wir haben uns alle getäuscht. 

Wir wissen, daß dieser Wunsch auf nachträgliche Revision der 
Preise etwas Außergewöhnliches und etwas nicht normal Geschäft- 
liches darstellt. Wir würden ihn auch nicht aussprechen, wenn es sich um 
ein kaufmännisciies Gesdiäft und nicht um ein politisches gehandelt 
hätte. Aber wir glauben, ihn angesichts unserer Lage stellen zu müssen 
und zu dürfen im Vertrauen auf das Billigkeitsgefühl des amerikani- 
schen Volkes, das uns täglich so große Beweise seiner Generosität 
liefert, für die wir aufrichtig dankbar sind. 
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